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Große Anfrage 

der Abgeordneten Rollmann, Frau Stommel, Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, 
Burger, Dr. Götz, Kroll-Schlüter, Dr. Kempfier, Dr. Fuchs und Genossen und der 
Fraktion der CDU/CSU 


betr. Rauschmittel und Drogenmißbrauch 


Unter Bezugnahme auf die Große Anfrage der Fraktion der 
CDU/CSU des 6. Deutschen Bundestages (VI/3651) und der 
Stellungnahme der Bundesregierung zu dieser Großen Anfrage 
vom 2. November 1972 fragen wir die Bundesregierung: 

1. Welche konkreten Maßnahmen hat die Bundesregierung 
zur Verwirklichung ihres Aktionsprogramms zur Bekämp- 
fung des Drogen- und Rauschmittelmißbrauchs vom 
12. November 1970 inzwischen ergriffen? 

2. Was gedenkt die Bundesregierung aufgrund der Ankündi- 
gung des Bundeskanzlers in der Regierungserklärung vom 
18. Januar 1973: „Wir können, wir dürfen es nicht hin- 
nehmen, daß viele unserer jungen Menschen durch die 
Profitinteressen weniger Rauschgifthändler in eine ver- 
hängnisvolle Abhängigkeit getrieben werden. Der Handel 
mit harten Drogen ist die Anstiftung zum Selbstmord auf 
Raten.", zusätzlich zu unternehmen? 

3. Wie hat sich das Betäubungsmittelgesetz vom 22. Dezem- 
ber 1971 auf die Rauschmittel- und Drogenkriminalität aus- 
gewirkt? 

4. Wann wird die bereits im Aktionsprogramm der Bundes- 
regierung von 1970 angekündigte Änderungs Verordnung 
zur Betäubungsmittelverschreibungsverordnung, wonach 
Betäubungsmittel nur noch auf Sonderrezepten verschrie- 
ben werden dürfen, nunmehr ergehen? 

5. Welche Mittel haben Bund, Länder und Gemeinden sowie 
die freien Träger im Jahre 1972 für die Bekämpfung des 
Rauschmittel- und Drogenmißbrauchs zur Verfügung 
gestellt? 

Welche Maßnahmen konnten damit vollendet oder in 
Angriff genommen werden? 

6. Ist es richtig, daß die freien Träger zur Bekämpfung des 
Rauschmittel- und Drogenmißbrauchs sich über eine man- 
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gelnde Unterstützung ihrer Arbeit durch die öffentliche 
Hand beklagen und notwendige Maßnahmen deswegen 
unterbleiben müssen? 

7. Welche Mittel wird die Bundesregierung 1973 für die Be- 
kämpfung des Rauschmittel- und Drogenmißbrauchs vor- 
sehen, und welche Maßnahmen können damit vollendet 
oder in Angriff genommen werden? 

8. Mit welchem Ergebnis hat die Bundesregierung geprüft, ob 
eine Indizierung „verführender Drogenliteratur" durch die 
Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Schriften „mög- 
lich und ratsam ist" (Stellungnahme der Bundesregierung 
vom 2. November 1972)? 

9. Mit welchem Ergebnis hat die Bundesregierung geprüft, 
„welche Erweiterungen des Bundessozialhilfegesetzes er- 
forderlich sind, um die langdauernde Behandlung drogen- 
abhängiger Jugendlicher sicherzustellen, die keinen ander- 
weitigen Versicherungsschutz haben" (Stellungnahme der 
Bundesregierung vom 2. November 1972)? 

10. Mit welchem Ergebnis hat die Bundesregierung geprüft, 
„welche Möglichkeiten zu einer besseren Durchsetzung der 
Verkaufs- und Ausschankbeschränkungen für alkoholische 
Getränke an Jugendliche nach § 3 des Gesetzes zum Schutze 
der Jugend in der Öffentlichkeit gegeben sind oder geschaf- 
fen werden müssen, weil Drogen und alkoholische Ge- 
tränke für einen besonders gefährdeten Teil der Jugend- 
lichen austauschbar sind, so daß diese Maßnahmen mehr 
als nur flankierende Bedeutung haben" (Stellungnahme der 
Bundesregierung vom 2. November 1972)? 

11. Was wird die Bundesregierung tun, um sich einen Über- 
blick über den Bestand und den weiteren Bedarf an Ein- 
richtungen und Mitarbeitern für Rauschgift- und Drogen- 
abhängige und -gefährdete zu verschaffen? 

12. Welche Summe an Sozialhilfe mußte 1972 für Rauschgift- 
und Drogenabhängige und -gefährdete aufgebracht werden? 

13. Zu welchen Ergebnissen hat die Einschaltung des Bundes- 
kriminalamtes in die Bekämpfung des zunehmenden inter- 
nationalen Rauschgifthandels auf deutschem Boden bisher 
geführt? 


Bonn, den 21. Februar 1973 
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Begründung 

Die Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU der 6. Wahl- 
periode des Deutschen Bundestages betreffend Rauschmittel 
und Drogen vom 11. Juni 1972 (VI/3651) ist wegen der vorzei- 
tigen Auflösung des Bundestages durch die Bundesregierung 
nicht mehr offiziell, sondern in der Form einer Stellungnahme 
zum Drogen- und Rauschmittelmißbrauch vom 2. November 
1972 beantwortet worden. Diese Antwort war auf der einen 
Seite unvollständig, auf der anderen Seite hat sie neue Fragen 
aufgeworfen und schließlich sind weitere Aspekte des Rausch- 
mJttel- und Drogenmißbrauchs sichtbar geworden. Aus diesem 
Grunde ist es notwendig, den Rauschmittel- und Drogenmiß- 
brauch in der Bundesrepublik Deutschland auch im 7. Bundes- 
tag zum Gegenstand einer Großen Anfrage zu machen. 

Wenn die Bundesregierung in ihrer Stellungnahme davon 
spricht, daß „insgesamt ein Stillstand des Drogenmißbrauchs 
eingetreten ist", dann sagen die Zahlen leider das Gegenteil. 
Die Zahl der bekannt gewordenen Rauschgift- und Drogen- 
delikte ist von 1970 auf 1971 noch einmal wieder um mehr als 
50 V. H. von 16 000 auf 25 000 Fälle gestiegen, und die Zahl der 
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Apothekeneinbrüche hat sich von 822 auf 1915 Fälle sogar mehr 
als verdoppelt. 69 v. H. der Täter sind unter 21 Jahre alt. Wäh- 
rend die Zahl der Probierer im Jahre 1971/72 im Vergleich zum 
Jahre 1970 und 1971 abgenommen hat, hat sich die Zahl der 
Dauerkonsumenten und innerhalb dieser Gruppe die Zahl der 
„Umsteiger“ von „weichen“ auf „harte“ Drogen stark erhöht. 
Die Zahl der Konsumenten von „harten“ Drogen ist um 65,5 
V. H. gestiegen. Im Jahre 1972 hat es ca. 100 Drogentote gege- 
ben. 50 000 junge Menschen zwischen 15 und 25 Jahren sind 
bereits rauschgiftsüchtig und weitere 100 000 sind rauschgift- 
gefährdet. Jeder junge Mensch, der im Alter von 20 Jahren 
rauschgiftsüchtig wird, kostet Staat und Gesellschaft nach einer 
derzeitigen Heilungschance von bestenfalls 10 v. H. 1 Million 
DM. Wenn die Zahl der bekannt gewordenen Rauschgiftdelikte 
noch einmal wieder sprunghaft gestiegen ist, so ist das nicht - 
wie die Bundesregierung meint - „Ausdruck des Erfolges der 
erheblich verschärften polizeilichen Maßnahmen zur Bekämp- 
fung der Rauschgiftkriminalität“, sondern nur ein Beweis dafür, 
daß der Höhepunkt der Rauschgift- und Drogenepidemie, die 
das Leben von Zehntausenden von jungen Menschen zerstört, 
offensichtlich immer noch nicht erreicht ist. 

Während die Bundesregierung den Eindruck zu erwecken ver- 
sucht, sie führe den Kampf gegen den Rauschmittel- und Dro- 
genmißbrauch auf allen Ebenen und mit allen Mitteln, hat sie 
nicht einmal einen Überblick darüber, was die Länder und Ge- 
meinden sowie die Freien Wohlfahrtsverbände tun und auf- 
wenden. Zudem beklagen sich gerade die Freien Wohlfahrts- 
verbände über die mangelnde Unterstützung ihrer Arbeit durch 
die Bundesregierung. Die Aufklärung der Bevölkerung und der 
jungen Generation über die Gefahren des Rauschmittel- und 
Drogenmißbrauchs hat gewisse Fortschritte gemacht, die aller- 
dings durch eine drogenfreundliche Literatur immer wieder 
gefährdet werden. Etwas besser ist es um die Beratung der 
Rauschgift- und Drogengefährdeten bestellt, doch sind Mög- 
lichkeiten einer frühzeitigen und nachhaltigen Behandlung der 
Rauschgift- und Drogenabhängigen nach wie vor kaum vor- 
handen. Selbst im Falle von Lebensgefahr finden Rauschgift- 
und Drogenabhängige oftmals keine Aufnahme in eine statio- 
näre Behandlung. 

Die Bundesregierung hat es bis heute nicht vermocht, den Be- 
darf an Einrichtungen der Beratung und Behandlung für Dro- 
gengefährdete und -abhängige auch nur festzustellen und - 
gemeinsam mit den Ländern und Gemeinden sowie den Freien 
Wohlfahrtsverbänden - ein Mehrjahresprogramm zur Erfüllung 
dieses Bedarfs aufzustellen und zu verwirklichen. Das gleiche 
gilt für den katastrophalen Mangel an qualifizierten haupt- 
und ehrenamtlichen Mitarbeitern in der Drogenszene. 
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